
MARKT

16 //  CAR Ekonkret AUSGABE 4 //  25.1.2019

Gemeinnützige Einrichtungen der Wohlfahrtspflege

Wann sind Gewinne schädlich?
Einrichtungen der Wohlfahrtspflege können bei gemein-
nützigen Trägern einen steuerbegünstigten Zweckbetrieb 
darstellen, soweit sie in besonderem Maße hilfsbedürfti-
gen Personen im Sinne des § 53 Abgabenordnung dienen. 

Von Peter Binger & Markus Esch

Krefeld // Wohlfahrtspflege defi-
niert das Gesetz als planmäßige, 
zum Wohle der Allgemeinheit und 
nicht des Erwerbs wegen ausgeübte 
Sorge für notleidende oder gefähr-
dete  Mitmenschen. 

Alten-, Altenwohn- und Pflege-
heime, Erholungsheime, Mahlzei-
tendienste, die in besonderem Maß 
hilfsbedürftigen Personen im Sinne 
des § 53 AO (Abgabenordnung) die-
nen, erfüllen sowohl die Vorausset-
zungen einer Einrichtung der Wohl-
fahrtspflege (§ 66 AO), als auch die 
besonderen Zweckbetriebsvoraus-
setzungen des § 68 Nr. 1 AO.

Andere Einrichtungen der Wohl-
fahrtspflege, wie z. B. ambulante Pfle-
gedienste erfüllen demgegenüber 
ausschließlich die Voraussetzungen 
des § 66 AO. 

Einrichtung darf nicht für  
Erwerbszwecke ausgeübt werden

Anders als bei den oben genannten 
besonderen Zweckbetrieben darf 
eine Einrichtung der Wohlfahrts-
pflege nach § 66 AO aber „nicht des 
Erwerbs wegen“ ausgeübt werden. 
Daher liegt eine steuerbegünstigte 
Einrichtung der Wohlfahrtspflege 
nicht vor, wenn Gewinne angestrebt 
werden, die den konkreten Finanzie-
rungsbedarf dieser Einrichtung über-
steigen. Eine planmäßige Erzielung 
von Überschüssen zur Refinanzie-
rung anderer, defizitäre gemeinnützi-
ger Tätigkeiten ist also schädlich. Die 
bloße objektive Eignung zur Gewinn-
erzielung ist demgegenüber für sich 
genommen nicht schädlich.  

Anders als der Bundesfinanzhof 
hält das Bundesministerium der Fi-
nanzen (BMF) aber die Mitfinan-
zierung anderer Einrichtungen der 
Wohlfahrtspflege für unschädlich. So 
stellt das BMF auf eine wohlfahrts-
pflegerische Gesamtsphäre ab, die 

neben Einrichtungen der Wohlfahrts-
pflege auch folgendes umfasst: 
ee Zweckbetriebe im Sinne des 

§ 68 AO, soweit diese auch die 
 Voraussetzungen einer Einrich-
tungen der Wohlfahrtspflege er-
füllen (z. B. Alten-, Altenwohn-  
und Pflegeheime, Erholungs-
heime, Mahlzeitendienste), 

ee ideelle Tätigkeiten, für die die Vo-
raussetzungen des § 66 AO vorlä-
gen, wenn sie entgeltlich ausge-
führt würden, sowie

ee Krankenhauszweckbetriebe 

Werden in drei aufeinander fol-
genden Veranlagungszeiträumen je-
weils Gewinne erwirtschaftet, die 
den konkreten Finanzierungsbedarf 
dieser wohlfahrtspflegerischen Ge-
samtsphäre der Körperschaft über-
steigen, führt dies laut Finanzverwal-
tung zur widerlegbaren Vermutung 
„einer zweckbetriebsschädlichen 
Absicht der Körperschaft“. Zukünf-
tig ist demgemäß eine Verrechnung 
von Gewinnen zwischen allen Ein-
richtungen zulässig, die die Voraus-
setzungen einer Einrichtung der 
Wohlfahtrspflege erfüllen, unabhän-
gig davon, ob zugleich auch andere 
Zweckbetriebsvoraussetzungen (z. B. 
Altenehimzweckbetrieb nach § 68 
Abs. 1 AO) erfüllt sind.

Formulierung kann  
missverstanden werden

Die Formulierung des BMF kann da-
hingehend missverstanden werden, 
dass schädliche Gewinne für alle 
Zweckbetriebe der wohlfahrtspfle-
gerischen Gesamtsphäre schädlich 
sind. 

Richtigerweise kann dies aber 
nur bei den ausschließlich unter 
§ 66 AO fallenden Betrieben eintre-
ten. Die Steuerbegünstigung von Al-
ten-, Altenwohn- und Pflegeheimen, 
Erholungsheimen und Mahlzeiten-
diensten, die in besonderem Maße 

hilfsbedürftigen Personen nach § 53 
AO dienen, wird demgegenüber 
durch Gewinne in der Regel nicht 
gefährdet. 

Es ist wichtig, dass gegebenen-
falls jederzeit nachweisbar ist, dass 
keine Gewinne in reinen Einrichtun-
gen der Wohlfahrtspflege entstan-
den sind. Für einen solchen Nachweis 
muss eine eigene Gewinnermittlung 
für jede Einrichtung der Wohlfahrts-
pflege (sogenannte Spartenrech-
nung) erstellt werden. 

Frage nach Gewinnumfang  
bleibt offen

Weiterhin völlig offen ist die Frage, 
in welchem Umfang Gewinne erzielt 
werden dürfen und ab welchem Um-
fang die Finanzverwaltung annimmt, 
dass der konkrete Finanzierungsbe-
darf überschritten wird. Das bedeu-
tet für die Praxis, dass zumindest jede 
planmäßige mehr als nur geringfü-
gige Gewinnerzielung in Einrichtung 
der Wohlfahrtspflege über drei Jahre 
in Folge problematisch sein kann. 

Erfreulich ist die Klarstellung des 
BMF, dass Gewinne aufgrund staat-
lich regulierter Preise für sich genom-
men nicht schädlich sind. Denn ge-
rade im Gesundheitssektor finden 
sich häufig derartige staatlich regu-
lierte Preise.

Gestaltungsspielraum besteht 
in Bezug auf die gemeinnützigkeits-

rechtlichen Rücklagen. Denn solche 
zulässigerweise gebildeten Rück-
lagen z. B. Betriebsmittelrücklagen, 
Projektrücklagen und Wiederbe-
schaffungsrücklagen (sogenannte 
zweckgebundenen Rücklagen nach 
§ 62 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AO) mindern 
einen möglicherweise schädlichen 
Gewinn laut BMF. 

Ob die Zuführung zu einer freien 
Rücklage (§ 62 Abs. 1 Nr. 3 AO) als un-
schädlich angesehen werden kann,  
ist fraglich – eine eindeutige Positio-
nierung der Finanzverwaltung zu die-
ser Frage enthält das BMF-Schreiben 
nämlich nicht. 

Jedenfalls kommt aber der Rück-
lagenbildung – gerade auch für Ein-
richtungen der Wohlfahrtspflege vor 
diesem Hintergrund eine besondere 
Bedeutung zu. Auf die Bildung aller 
gesetzlich zulässigen Rücklagen nach 
§ 62 Abs. 1 AO ist daher ein besonde-
res Augenmerk zu richten. 

 e Peter Binger, Rechtsanwalt, 
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Steuerberater, Wirtschafts- 
prüfer, Geschäftsführer,  
Dr. Heilmaier &Partner GmbH, 
Krefeld.  
Kontakt: peter.binger@ 
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Das Bundesfinanzministerium hat Stellung genommen, wann für Einrichtungen der 
Wohlfahrtspflege schädliche Gewinne vorliegen. Foto: Adobe Sock/v. poth
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Neuer Niederlassungsleiter 
bei Curacon in Ratingen

Mit Jahresbeginn 2019 hat 
 Sascha Knauf die Leitung der Cu-
racon-Niederlassung in Ratingen 
übernommen. Als Wirtschafts-
prüfer und Steuerberater betreut 
er bereits seit vielen Jahren Man-
danten im Gesundheits- und So-
zialwesen. Sein Schwerpunkt liegt 
in der Prüfung und Beratung von 
Komplexträgern, Wohlfahrtsver-
bänden sowie von Gebietskörper-
schaften und öffentlichen Unter-
nehmen. „Ich freue mich auf die 
gute Mischung aus vertraut und 
neu, die meine künftige Aufgabe 
mit sich bringt“, so Knauf. Er folgt 
damit Michael Wendt, der 15 Jahre 
die Niederlassung in Ratingen 
er-folgreich geführt hat und 
sich nun verstärkt seinen Auf-
gaben innerhalb der Curacon- 
Geschäftsführung widmet. Info:  
curacon.de

azh eröffnet neuen Standort 
in Hamburg

Seit Januar erhalten Leistungser-
bringer aus den Bereichen Heil-
mittel, Hilfsmittel und Pflege am 
Standort Hamburg eigene An-
sprechpartner zu den vernetzten 
Lösungen aus Kassenabrechnung, 
Privatliquidation und Software. 
Neben der Münchner Zentrale 
ist der nach eigenen Angaben 
führende Abrechnungs- und IT-
Dienstleistungsspezialist bereits 
in Leipzig, Recklinghausen, Bie-
tigheim-Bissingen und Viecht-
ach mit einem ganzheitlichen, 
vernetzten Lösungsportfolio im 
Einsatz. Das Lösungsangebot 
für sonstige Leistungserbringer 
reicht dabei von übergreifenden 
Services wie Kassenabrechnung 
und Privatliquidation bis hin zu 
individuellen Lösungen wie Pra-
xissoftware für Therapeuten, 
Komplettlösung für Kostenvor-
anschläge im Bereich Hilfsmittel 
oder Online-Abrechnung in der 
Ambulanten Pflege. Hamburg ist 
der erste Standort der azh, der in 
einem innovativen Coworking-
Space der Friendsfactory zu fin-
den ist. Info: azh.de

Neue Wohnkonzepte

Die trägerorientierte Wohngemeinschaft – eine echte Alternative für kleine Pflegeheime
Winsen/Aller // Kleinere Pflegeheime 
haben es zunehmend schwerer, über 
die Runden zu kommen. Die Fach-
kraftquote ist vielerorts kaum noch 
erfüllbar, das führt zu Aufnahme-
stopps, diese wiederum sind wirt-
schaftlich häufig nicht mehr zu ver-
kraften. So konnten, gerade in den 
Flächenländern mit kleineren Orten, 
einige Pflegeheime nicht mehr wei-
ter betrieben werden, sie mussten 
schließen. 

Das ist für alle Beteiligten ein gro-
ßes Problem. Die Bewohner sind ge-
zwungen, nach alternativen Plätzen 
zu suchen, was aktuell nicht gerade 
einfach ist. Genau wie die Mitarbei-
ter, die es ggf. zwar einfacher ha-
ben, aber dafür dann weitere Wege 
in Kauf nehmen müssen. Den Betrei-
bern steht nicht selten ein Insolven-
zverfahren bevor.

Ein solches „Drama“ lässt sich jedoch 
in vielen Bundesländern vermeiden 
– mit ambulant betreuten Wohnge-
meinschaften, die generell in selbst-
bestimmt und fremdbestimmt (trä-
gerorientiert) unterschieden werden. 

Ambulante WGs:  
Selbst- oder fremdbestimmt?

An die Selbstbestimmung ist zu-
meist eine maximale Bewohnerzahl 
von zehn oder 12 gekoppelt sowie di-
verse andere Auflagen, die vor allem 
die Bewohner bzw. deren Vertreter, 
aber auch der ambulante Dienst zu 
erfüllen haben. 

Bei der fremdbestimmten Wohn-
gemeinschaft ist lediglich der Träger 
an die jeweiligen landesrechtlichen 
Bestimmungen aus den Landesheim-
gesetzen und dazugehörigen Rechts-

verordnungen gebunden. Als voll-
stationäre Einrichtung ist man dies 
ja ohnehin gewohnt. 

Für ambulante Wohngemein-
schaften sind die Regelungen jedoch 
in vielen Bundesländern bei weitem 
nicht so umfassend wie die für Pfle-
geheime. Und genau darin liegt die 
Chance für kleinere Einrichtungen 
mit bis zu 30 Plätzen. Mitarbeiter, Be-
wohner und Betreiber könnten den 
Betrieb wie gewohnt fortsetzen – na-
türlich basierend auf anderen recht-
lichen Grundlagen. Diese sind aber 
„nach außen“ nicht schädlich, im Ge-
genteil. Die »Versorgungsform Wohn-
gemeinschaft« genießt eine große 
Akzeptanz und hohes Ansehen.

Die wesentlichen Vorteile liegen 
darin, dass die Personalverordnung 
inkl. der Fachkraftquote nicht gilt 
(ambulant wird ein sogenanntes So-

ckelpersonal benötigt) und durch die 
Umstellung für die ambulante Ver-
sorgung andere Abrechnungsgrund-
lagen gelten, die grundsätzlich eine 
bessere Wirtschaftlichkeit ermögli-
chen. Neben der Pflegesachleistung 
haben ambulante Pflegebedürftige 
Anspruch auf den Entlastungsbetrag 
nach § 45b SGB XI sowie auf Häusli-
che Krankenpflege nach § 37 SGB V.

Allerdings ist eine „Umwidmung“ 
einer vollstationären Einrichtung in 
eine oder mehrere ambulant be-
treute Wohngemeinschaften auch 
mit erheblichen Gefahren für den 
Betreiber verbunden – nämlich dann, 
wenn er keine Expertise in ambulan-
ter Versorgung mitbringt. 

Die Verwaltung und Abrechnung 
ambulanter Pflegeleistungen sind 
um ein Vielfaches komplexer als bei 
einer vollstationären Versorgung. 

Hier besteht die Gefahr, dass dieser 
Aufwand deutlich unterschätzt wird.

Da die Regelungen zu Wohnge-
meinschaften bundesweit sehr un-
terschiedlich sind, ist es notwendig, 
sich detailliert mit den jeweiligen 
Landesheimgesetzen und Verord-
nungen zu befassen. Die Internetseite 
biva.de des BIVA Pflegeschutzbundes, 
einer Interessenvertretung bei Pflege 
& Betreuung, gibt hier einen guten 
Überblick. Diese Regelungen bilden 
dann die Grundlage für die Konzep-
tionierung einer möglichen Umwid-
mung.

 e Ralph Wißgott, Unternehmens-
beratung Wißgott, Winsen/Aller. 
Kontakt: rw@uw-b.de,  
Info: uw-b.de


